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Das sozialdemokratische Verständnis von
Gerechtigkeit erschließt sich am klarsten,
wenn man Gerechtigkeit in der Verknüp-
fung mit den anderen sozialdemokra-
tischen Grundwerten sieht, mit Freiheit,
Solidarität und sozialer Demokratie. Ei-
nerseits heißt dann Gerechtigkeit nicht
bloß Rechtsgleichheit und auch nicht
bloß Chancengleichheit, sondern auch
Gleichheit der grundlegenden Lebensbe-
dingungen. Verbunden mit Freiheit ist
Gerechtigkeit andererseits nicht identisch
mit Gleichheit und Gleichmacherei. Als
Grundwert sozialer Demokratie nimmt
Gerechtigkeit die Bedeutung von Teil-
habegerechtigkeit an, hat also eine parti-
zipatorische Dimension.

Will man die Grundwerte nicht abstrakt
und luftig, sondern konkret und verbind-
lich, muss man sie im Blick auf die jewei-
ligen realen Bedingungen immer wieder
neu ausbuchstabieren. Heute stellt sich
das Zukunftsproblem neu und anders als
noch vor zwei Jahrzehnten mit Folgen für
den sozialdemokratischen Gerechtigkeits-
begriff.

Seit Jahrzehnten diskutiert man über
Nachhaltigkeit, meist mit Blick auf ökolo-
gische Probleme. Das ist weiterhin wich-
tig. Die Sorge um Nachhaltigkeit hat aber
zunehmend das Soziale selbst erfasst, die
Gesellschaft einschließlich ihrer Politik,

Ökonomie und Kultur. Statt von »Nach-
haltigkeit« redet man von »Zukunftsfähig-
keit«. Zukunftsfähigkeit wird zum zentra-
len Kriterium guter Politik. Warum und
inwiefern?

Einerseits: Je mehr sich das Bewusst-
sein verbreitet, dass unsere Wirtschafts-
und Lebensweise endliche Ressourcen ver-
braucht, ohne neue hinreichend zu produ-
zieren, von Rohstoffen und Energie über
den sozialen Zusammenhalt bis zum Kli-
ma, desto unvermeidlicher wird es, bei
Entscheidungen über heute notwendige
oder zu vermeidende Veränderungen Zu-
kunft mitzubedenken.

Andererseits zwingt der demografische
Wandel – die Erfahrung des Alterns und
die Erwartung des Schrumpfens der Be-
völkerung – zum Blick in die Zukunft.
Denn dieser demografische Wandel bringt
Gefahren und Chancen, Zumutungen und
Möglichkeiten mit sich, die man in Rech-
nung stellen muss, wenn man heute ver-
antwortlich handeln will. Er wird ein an-
deres Verhältnis zwischen den Genera-
tionen erzwingen, wenngleich die Art die-
ses Verhältnisses noch unklar und gestalt-
bar ist.

Schließlich ist zu beobachten, dass sich
im Wandel der letzten Jahrzehnte neben
der Leitfrage nach gerechter Verteilung
der erarbeiteten Chancen, Leistungen und
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Produkte die Leitfrage nach den Bedin-
gungen ausreichender und verbesserter
Herstellung der zu verteilenden Chancen,
Leistungen und Produkte nach vorne ge-
schoben hat. Unter verschärften globalen
Wettbewerbsbedingungen ist solche Her-
stellung alles andere als selbstverständ-
lich. Sie hängt von sehr vielen, auch kultu-
rellen, Voraussetzungen ab. Die damit
dringend gestellte Frage nach der Kraft
unserer Gesellschaft zur Erbringung von
Leistungen und Ergebnissen, von Wohl-
stand und Zivilität drängt den Blick viel
entschiedener zur Vorsorge für die Zu-
kunft, als es die Frage nach der gerechten
Verteilung allein je tat.

Zukunftsfähigkeit meint die Fähigkeit,
anstehende und neu aufkommende Prob-
leme nachhaltig, d.h. dauerhaft bzw. mit-
tel- bis langfristig zu lösen, unter Berück-
sichtigung der Handlungsspielräume und
voraussichtlichen Bedürfnisse nachfol-
gender Generationen. Wie steht es damit
in Deutschland?

Das Wissenschaftszentrum Berlin (WZB)
hat sich mit der Frage beschäftigt und in
seinem kürzlich veröffentlichten Jahrbuch
2006 darüber berichtet. Es ergibt sich ein
gemischtes, durchwachsenes Bild. Im in-
ternationalen Vergleich zeigt sich, dass
Deutschland auf vielen Gebieten nur Mit-
telmaß bietet. Das politische System leidet
unter einer ungewöhnlich großen Zahl von
»Vetospielern« und starken Reformblocka-
den. Gemessen an den Kriterien Zukunfts-
orientierung, Gerechtigkeit und Finanzier-
barkeit hängt der deutsche Sozialstaat hin-
ter anderen Sozialstaaten Europas zurück.
Die deutsche Außenpolitik erhält bessere
Noten, doch fehlt es ihr an Verwurzelung
in der Bevölkerung und selbst in der »poli-
tischen Klasse«. Das für Deutschland typi-
sche »Produktionsmodell« fußt auf hohen
Löhnen, hoher Arbeitsqualität, Sozialpart-
nerschaft, institutioneller Verflechtung
und viel Regulierung. Es stammt aus bes-
seren Zeiten, es knirscht und bremst, es
steht auf dem Prüfstand. Doch es ändert

sich unter der Hand, ist flexibler, als man
oft liest. Blickt man auf die Gesamtaus-
gaben für Erziehung, Bildung, Forschung
und Entwicklung als Anteil aller öffent-
licher Ausgaben, nimmt Deutschland kei-
nen Spitzenplatz ein. Was die Kraft zur
demographischen Reproduktion angeht,
sind in Europa nur einige Länder im Osten
und Süden noch schlechter. Deutschland
ist kein Land besonderer Zuversicht und
Risikofreude, im Gegenteil. 

Wer mehr Zukunftsfähigkeit will, muss
viele kleine Schritte gehen – von der Be-
teiligung der Arbeitnehmer am Produktiv-
vermögen über die Erhöhung der staat-
lichen Ausgaben für Bildung und Wissen-
schaft bis hin zur Stärkung direktdemo-
kratischer Momente im politischen Sys-
tem. So einige Vorschläge im genannten
WZB-Jahrbuch. Prinzipiell aber gilt, dass
die Prioritäten verschoben werden müs-
sen, von der Gegenwart hin zur Zukunft,
vom Konsumieren zum Investieren, und
zwar nicht nur im engen ökonomischen
Sinn. Mehr Zukunftsorientierung wird be-
nötigt. Erst ein Stück Verzicht auf Be-
dürfnisbefriedigung in der Gegenwart
wird zusätzliche Chancen für das Gelingen
der Zukunft eröffnen.

Was könnte sozialdemokratisch sein?
Was könnte daran sozialdemokratisch
sein? Traditionell gehören die Sorge um
die Zukunft, der Glaube an sie und der
Kampf um ihre bessere Gestaltung – auch
durch Opfer in der Gegenwart – zum lin-
ken, progressiven Grundbestand sozial-
demokratischen Denkens. Eine Partei, die
Grundwerte so groß schreibt wie die
Sozialdemokratie es tut, wird sich heute
nicht davor drücken können, sie interge-
nerationell auszubuchstabieren. 

Darüber hinaus gibt es mindestens vier
Antworten auf die gestellte Frage:

Erstens: Die Zukunftsfähigkeit der Bun-
desrepublik wurde in den letzten Jahren
verbessert, und dies auch durch eine Poli-
tik, die sozialdemokratisch geleitet oder
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mitgeprägt worden ist. Es war unter der
zweiten Regierung Schröder, dass die not-
wendigen Arbeitsmarkt- und Sozialstaats-
reformen angegangen, eine fortschrittliche
Familienpolitik konzipiert, verantwortli-
che Außenpolitik ermöglicht und die staat-
lichen Ausgaben für Forschung und Ent-
wicklung – in Umkehr des langjährigen
Trends – kräftig erhöht wurden. Die der-
zeitige, stark sozialdemokratisch geprägte,
Große Koalition setzt diese Politik fort und
erweitert sie, nicht ohne Erfolg. Über die
Jahre hat die Sozialdemokratie ein Stück
notwendiger Zukunftspolitik betrieben,
auch wenn es schmerzt, schwer zu vermit-
teln ist, und jetzt überdies von einer im
Grunde sehr konservativen LINKSPARTEI er-
schwert wird, die sich von der Sozialde-
mokratie u.a. dadurch unterscheidet, dass
sie sich um verantwortliche Gestaltung der
Zukunft weder sorgt noch bemüht. Zu-
künftige Geschichtsschreibung wird dies
als große Leistung sozialdemokratischer
Politik für das Land erkennen. Es ist nur
schade, dass die Sozialdemokraten das
selber nicht richtig einsehen und darüber
uneins sind.

Zweitens: Es ist unübersehbar, dass die
Umorientierung der Politik in Richtung
größerer Zukunftsfähigkeit durch die sehr
ungleiche Verteilung von Chancen und
Lasten in der Gegenwart behindert wird.
Wer auf ein Stück gegenwärtig möglichen
Konsums zugunsten zukunftsorientierter
Investitionen verzichten soll, wird dafür
eher Verständnis aufbringen, wenn die da-
mit einhergehenden Lasten gerecht ver-
teilt werden. Die Zukunftsfähigkeit einer
Gesellschaft hängt deshalb sehr mit ihrem
Verhältnis zur Gerechtigkeit in der Gegen-
wart zusammen. Damit ist es in Deutsch-
land angesichts zunehmender ökonomi-
scher und sozialer Ungleichheit nicht gut
bestellt. Dies aber ist ein Kernthema der
Sozialdemokratie, für dessen Bearbeitung
sie besonders kompetent ist und an dessen
praktischer Umsetzung sie ihr Profil
schärfen kann.

Drittens: So zentral Wettbewerbsfähig-
keit und damit marktwirtschaftliche Kom-
petenz für die Zukunftsfähigkeit des Lan-
des sind, so sehr ist, um Volker Hauff zu
zitieren, deren Herstellung eine Lebens-
bereiche übergreifende »Querschnittsauf-
gabe«, die vom Markt allein nicht be-
wältigt werden kann. Dafür braucht es
zugleich das »Management der öffent-
lichen Dinge«. Auch das führt auf ein Ge-
biet besonderer sozialdemokratischer Zu-
ständigkeit. Es wird nötig sein, den
Sozialstaat von vorherrschender Gegen-
warts- auf mehr Zukunftsorientierung
umzupolen, schwächen oder gar abbauen
darf man ihn nicht. Die Stärkung des
bürgerschaftlichen Engagements muss
hinzukommen, das weder der Logik des
Marktes folgt noch der des Staates, son-
dern der Logik selbst organisierter Soli-
darität und der Orientierung am Gemein-
wohl. Auch darin hat die Tradition der
Arbeiterbewegung viel zu bieten, aus der
die Sozialdemokratie stammt.

Umakzentuierung des
Gerechtigkeitsbegriffs
Viertens: Der Übergang von der Sorge für
die Zukunft des Landes zur Sorge um die
globale Zukunft ist eine große Herausfor-
derung der Gegenwart. Das geht nicht
ohne Brüche und Widersprüche. Denn
was intern gerecht zu sein scheint, muss
es international nicht sein. Was für deut-
sche Arbeitnehmer als Lohndumping er-
scheint, mag für ausländische Arbeits-
migranten oft die einzige Chance zum
Überleben, und für die labouring poor im
Nachbarland ein wichtiger Zugewinn an
Lebensqualität sein. Interessen stoßen da
hart aufeinander. Die Sozialdemokratie
muss das austarieren, so schwierig es ist.
In Theorie und Praxis verfügt sie über ei-
ne ausgeprägte internationale Tradition,
an die sie anknüpfen kann.

Fazit: Notwendig ist eine dreifache
Umakzentuierung des Gerechtigkeitsbe-
griffs: Er muss intergenerationell – im
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FORSA-Chef Güllner wies in vielen Beiträ-
gen eindringlich darauf hin: Schaut man
auf die absoluten Zahlen ihrer Wähler-
schaft, so befindet sich die SPD seit bald
dreißig Jahren in einem langsamen aber
stetigen Sinkflug. Zwar wurden in dieser
Zeit jede Menge Erneuerungspapiere ge-
schrieben, es gab begrenzte Reformver-
suche und reichlich öffentliche Ratschlä-
ge, doch all diese Bemühungen hatten
keine nachhaltige Wirkung. In den letz-
ten Wochen wurden demoskopisch neue
Tiefststände erreicht.

Während der Oppositionsjahre bis 1998
konnte die SPD sich gegen Kohl der Illu-
sion eines in sich stimmigen Weltbildes
hingeben. Das wurde für die Sozialdemo-
kraten an der Regierung schnell obsolet.
Ohne theoretische und programmatische
Klärung veränderte die konkrete sozial-
demokratische Regierungspolitik den tra-
dierten Ansatz in vielen Details – changing
by doing. Schröder und Müntefering woll-
ten nach dem internen Geschrei um das
Schröder-Blair-Papier keine Metadebatten
mehr, sondern eine Neuausrichtung durch

Peter Grafe

Die aufgeschobene Erneuerung

Seit dreißig Jahren geht es mit der SPD langsam bergab, trotz Schröders Wahlerfolgen.
Was der Partei nach Ansicht des langjährigen Beraters beim Parteivorstand fehlt, ist
ein leidenschaftlicher Modernisierungsimpuls. Stattdessen tun die Programmmacher
so, als machten schicksalhafte Entwicklungen im Zuge der Globalisierung es leider
notwendig, eher widerwillig ein paar Einschnitte vorzunehmen. Mithin liegt das
größte Problem der SPD in der emotionalen Ablösung von den alten Sicherungs-
versprechen und in der Hinwendung zu konzeptionell neuen Lösungen. Deshalb rät
der Autor der Partei, sich konzeptionell und kommunikativ neu zu erfinden.

Hinblick auf Zukunftsfähigkeit – umak-
zentuiert werden. Gerechtigkeit muss
transnational, im Endeffekt global defi-
niert werden. Wenn man über Gerech-
tigkeit und ihre Realisierungschancen
spricht, darf man nicht nur über Markt
und Staat sprechen und beide gegenein-
ander ausspielen, sondern man muss das
Terrain dazwischen, die selbstorganisier-
te Bürgergesellschaft, in den Blick neh-
men, wo man den Einsatz für Freiheit,
Gerechtigkeit und Solidarität in die eige-
nen Hände nehmen kann, sofern die
Rahmenbedingungen es erlauben. Die
Rahmenbedingungen sind allerdings
wichtig. Aus sozialdemokratischer Sicht
geht es deshalb immer auch um das
Problem der Zivilgesellschaftsfähigkeit,

die bekanntlich ungleich verteilt ist und
gleicher verteilt sein sollte. 

Es kommt darauf an, Gerechtigkeit und
Zukunftsfähigkeit als Ziele so zu definie-
ren, dass sie vereinbar werden und sich
gegenseitig verstärken. Das ist nicht nur
wünschenswert, sondern auch möglich,
und zwar in einer Weise, die eine deutlich
sozialdemokratische Handschrift trägt:
ein Beitrag zum Allgemeinwohl und eine
Chance für die SPD.
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